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KachtragsbrkWiltmillhMg
Nr . W . IV. 1900/11 . 16 K. R . A.

zu der Bekauntmachurg betreffend Beschlagnahme
und Bistiinüserhedung von Lumven und neuen
Sioffabsiillen aller A-t <« r. W. IV. 900/4.

16. K R. A.s.
Vom 25 . Januar 1917.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen des
Königlichen Kriegsministeriums hiermit zur allgemeinen
Kenntnis gebracht mit dem Bemerken , daß, soweit nicht
nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt
sind, jede Zuwiderhandlung gegen die Beschlagnahmevor-
schriften nach 8 6 der Bekanntmachungen über die Sicher¬
stellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915 (Rcichs -Ge-
setzbl. S . 357 ) in Verbindung mit den Ergänzungsbekamrt-
machungen vom 9. Oktober 1915 und vom 25. November
1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 645 und 778) und vom 14. Sep¬
tember 1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 1019) und jede Zuwider-
yandlung gegen die Meldepflicht nach 8 5 der Bekannt¬
machungen über Vorratserhebungen vom 2. Februar 1915, in
Verbindung mit den Ergänzungsbekanntmachungen vom 3.
September 1915 und 21. Ottobcr 1915 (Reichs -Gesetzbl. S.
54, 549 und 684 ) bestraft wird . Auch kann der Betrieb des
Handelsgewerbes gemäß der Bekanntmachung zur Fern¬
haltung unzuverlässiger Personen vom Handel dom 23. Sep¬
tember 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 603 ) untersagt werden.

Artikel 1
>8 1 der Bekanntmachung betreffend Beschlagnahme und

Bestandserhebung von Lumpen und neuen Stoffabfällen
aller Art vom 16. Mai 1916 erhält folgende Fassung:

8 1
Bo » der Bekanntmachung betroffene Gegenstände.

Von dieser Bekanntmachung werden betroffen sämt¬
lich« vorhandenen und noch weiter anfallenden Lumpen

aller Art (auch karbonisierte , einschließlich Alpakka-, Bei-
derwand-, Warp -, Zanella - usw. Lumpen) und neue Stofft¬
absalle , die aus tierischen oder pflanzlichen Spinnstofsen
oder deren Mischungen bestehen.

Artikel 2.
Absätze a und c des 8 5 der Bekanntmachung be-

tresfend Beschlagnahme und Bestandserhebung von Lumpen
und neuen Stoffabfällen aller Art vom 16. Mai 1916 wer¬
den aufgehoben.

Artikel 3.
Im 8 7 Ms . 1 der Bekanntmachung betreffend Beschlag¬

nahme und Bestandserhebung von Lumpen und neuen Stoff¬
abfällen aller Art vom 16. Mai 1916 treten an Stelle der
Worte „mindestens 3000 Kg. beträgt " die Worte „mindestens
1600 Kg. beträgt ".

Artikel 4.
Diese Nachtragsbekänntmachung tritt mit dem 25. Ja¬

nuar 1917 in Kraft.

Frankfurt (Main ), den 25. Januar 1917.
Stellv . Generalkommando XVIII. A . K.

Coblenz , den 25. Januar 1917.

König !. Kommandantur der Festung
Coblenz Ehrenbreitstein.

l a 1, 726/1 . 17.

BalerMdischer Hilfsdienst.
Aufforderung des Kriegsamts zur freiwilligen Meldung

gemäß 8 7 Abs. 2 des Gesetzes für den vaterländischen
Hilfsdienst.

Es werden gebraucht:

1. 3 Schreiber für das Bezirkskvmmando Oberlahnstein
(Jugendliche ).

2. 15 Mann für den Krankenivartedienst für das Reserve-
lazarett Niederlahnstein . (Aeltcre männliche Personen .)

Meldungen zu 1. an das Bezirkökommando Oberlahnstein.
Meldungen zu 3. an das Reservelazarett Nwderlahnstein.

KriegSamtstelle Frankfurt a /Ma in.



e- -ET S 'MljmliiilJÜ .il
Nr . W . IV. 1950/11 . 16 . K. N . A.

zu der Bekanntmachung betreffend Höchstpreise
für Lumpen und neue Stoffabfälle aller Art
(W. IV. 950/4. 16. K. R. A.). Vom 25.

Januar 1917.
Die nachstehende Bekanntmachung wird aus Grund des

Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1851, in
Verbindung mit dem Gesetz vom 11. Dezember 1915 (Reichs-
Gesetzbl. S . 813), in Bayern auf Grund des Bayerischen
Gesetzes über den Kriegszustand vom 5. November 1912 in
Verbindung mit dem Gesetz vom 4. Dezember 1915 und
der Allerhöchsten Verordnung vom 31. Juli 1914 , des Ge-
setzes betreffend Höchstpreise, vom 4. August 1914 (Reichs-
Gesetzbl. S . 339 ) in der Fassung vom 17. Dezember 1914
(Reichs -Gesetzbl. S . 516) in Verbindung mit Den Bekannt¬
machungen über die Aenderung dieses Gesetzes vom 21. Ja¬
nuar 1915, 23. September 1915, und 23. März 1916 (Reichs-
Gesetzbl. 1915, S . 25, 603 uyd 1916 S . 183 ) zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht mit 'dem Bemerken , daß Zulvider-
handlungcn gemäß den in der Anmerkung abgedruckten Be¬
stimmungen bestraft werden , sofern nicht nach den allgemei¬
nen Strafgesetzen höhere Strafen angedroht sind. Auch kann
der Betrieb des Handelsgewcrbes gemäß der Bekanntmach¬
ung zur Fernhaltnng unzuverlässiger Personen vom Handel
vom 23. September 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 603 ) unter¬
sagt werden.

Artikel 1.

«rttfel » .
In den Klassen 214—218 der Gruppe S  ver Preis

tafel 3 der Bekanntmachung betreffend Höchstpreise für
Lumpen und neue Stoffabfälle aller Art vom 16. Mai 1918
ist hinter das Wort „seidene" einzufügcn das Wort „kunst¬
seidene".

Artikel 7.
In Klasse 233 der Gruvpe V der Preistafel 3 der Be¬

kanntmachung , betreffend Höchstpreise für Lumpen und neue
Stosfabfälle aller Art , vom 16. Mai 1916 sind hinter die
Worte „dunkel Kattun zur Pappenfabrikation " einzufügen
die Worte : „frei von reißfähigen baumwollenen dunklen
Kattunlumpen (Klasse 125 a)".

Artikel 8.
Am Ende der Preistafel 3 der Bekanntmachung be¬

treffend Höchstpreise für Lumpen und neue Stofsabfälle aller
Art vom 16. Mai 1916 ist bei oer Festsetzung der Zuschlags¬
vergütungen bei Ablieferung geschlossener Wagenladungen
von 10 OVO Kg. in der ersten Spalte bei Gruppe C hinter
„C a, b" einzusetzen: „c". An derselben Stelle ist in der
zweiten Spalte unter Gruppe M vor „128 und 127" einzu-
sügen : „125 a".

Artikel 9.
Diese Nachtragsbckanntmachung tritt mit dem 25. Ja¬

nuar 1917 in Kraft.

Frankfurt (Main ), den 25. Januar 1917.
SteUv Generalkommando XVIII. A. K.

Coblenz , den 25. Januar 1917.
Röntgt. Ävm>«a»oantur der Festung

Coblenz-Ehrenbreitftein.
l a 1, 907/1 . 17.

Der Absatz 2, betreffend Spezialsortierung des § 2 der
Bekanntmachung , betreffend Höchstpreise für Lumpen und
neue Stoffabfälle aller Art vom 16. Mai 1918, wira auf¬
gehoben.

Artikel 2.
Klasse 5 der Gruppe A,  a der Preistafel 1 der Bekannt-

machung betreffend Höchstpreise für Lumpen une neue Stofs-
abfälle aller Art vom 16. Mai 1916 erhält folgenden Wort¬
laut:

„Original buntwollene Zephirs und Trikots in allen
Farben außer weiß und naturfarben frei von Waffel-
tüchern."

Artikel 3.
Vor Klasse 39 der Gruppe B,  b der Preistafel 1 der

Bekanntmachung betreffend Höchstpreise für Lumpen und
neue Stoffabfälle aller Art vom 16. Mai 1916 ist als Ueber-
schrift einzusetzen:

,,c) Alte wollene ungetrenute Tibrtlumpen ."
Artikel 4.

Klasse 72 der Gruppe E der Preistafel 1 der Bekannt¬
machung betreffend Höchstpreise für Lumpen und neue Stoff¬
abfälle aller Art vom 16. Mai 1916 wird aufgehoben.

Statt dessen ist vor Klasse 73 der Gruppe E  der Preis¬
tafel 1 der vorbezcichneten Bekanntmachung einzufügen:

„Klasse 72 a . Alttuch und Tuchcheviot, alle Farben , höch¬
stens 5 v. H. Halbwolle enthaltend , das Klio 65 Pf ."

„Klasse 72 b. Altkammgarn und Kammcrgarncheviot , alle
Farben , höchstens 5 v. H. Halbwolle enrhaltend , das
Kilo 1,10 Mark ."

Bekanntmachung
Nr . W . IV. 3078/11 16 . K. R A,

betreffend

das Krißen von Lumpen (Hadern) .
Vom 25 Januar 1917.

Auf Grund des 8 9 Buchstabe b des Gesetzes über den
Belagerungszustand voin 4. Juni 1851 in Verbindung mit
dem Gesetz vom 11. Dezember 1915, betreffend Abänderung
des Belagerungszustandgesetzes *), in Bayern auf Grund des
Artikel 4 'Ziffer 2 des Gesetzes über den Kriegszustand vom
5. November 1912 in Verbindung mit dem Gesetz vom 4. Te-
zeniber 1915 zur Abänderung des Gesetzes über den Kriegs¬
zustand, wird folgendes zur allgemeinen Kenntnis gebracht:

§ 1.
Tie Verarbeitung von Lunchen (Hadern) oder neuen

Stoffabfällen aller Art , welche von der Bekanntmachung
betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebung von Lum¬
pen und neuen Stoffabfällen aller Art (U7. IV.  900/4 . 16.
K. R . A . vom 16. Mai 1916 ), sowie von der NachtmgSöe
l'anntmachung hierzu (IV. IV.  1900/11 . 16. K. R . A. vom
25. Januar 1917 ) betroffen find, auf Reißmaschinen (Reiß-
wölfen ), Droussiermaschinen , Drousetten oder ähnlichen Ma¬
schinen ist verboten , soweit nicht im folgenden 'Ausnahmen
bestimmt sind.

*) Wer in einem in Belagerungszustand erklärten Orte
aber Distrikte

a) . I . . .
Artikel 5

Hinter Klaffe 125 der Gruppe M der Preistafel 2 der
Bekanntmachung betreffend Höchstpreise für Lumpen uni
neue Stoffabfälle aller Art vom 16. Mai 19 !6 ist einzu-
fügen:

„Klasse 125a . Dunkle baumwollene Kattunlumpen , reiß-
pähige Ware , Aussortierung aus Gruppe V.  Klasse 233
(dunkel Kattun zur Pappensabrikation ) das Kilo 19 Pf ."

b) ein bei Erklärung des Belagerungszustandes oder wäh¬
rend desselben vom Militärbefehlshaber im Interesse der
öffentlichen Sicherheit erlassenes Verbot Übertritt oder zu
solcher Ucbertretung aufsordert oder anreizt, soll, wenn
die bestehenden Gesetze leine höhere Freiheitsstrafe be¬
stimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft wer¬
den.
Bei Vorliegen mildernder Umstände kann aus Hast oder

auf Geldstrafe bis zu fünfzehnhundert Mark erkannt werden.
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Die im § 1 verbotene Verarbeitung darf insoweit er¬
folgen, als das Reißen zur Herstellung von Erzeugnissen für
Heeres- oder Marinezwecke erfolgt . Als Arbeit für Heeres-
oder Marinezwecke ist nur .ein solches Reißen anzusehen, das
mit Erlaubnis der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Kriegs¬
amts des Königlich 'Preußischen Kriegsministeriums oder der
Kriegtzwollbedarf Aktiengesellschaft vier der Kriegs Hadern
A G. erfolgt . Der Nachweis, der erteilten Erlaubnis gilt nur
als geftihrt, wenn der betreffende Betrieb einen gültigen
Ausweis einer der vorgenannten Stellen in Händen hat.

1401 W5T
Coblenz, den 6. Dezember 1916.

Verordnung.

§ 3.
Anfragen und Anträge , insbesondere auf Bewilligung

von Ausnahmen , die diese Bekanntmachung betreffen, sind
an die Kriegs -Rohstoff-Abtcilung . Sektion W. IV,  des
Kriegsamts des Königlich. Preußischen Kriegsnnnisteriums,
Berlin SW . 48, Verl . Hedcinannstr. 10, zu richten und mit
der Aufschrift zu versehen: „Betrifft Reißerei ".

Die Entscheidung über die gestellten Anträge behält sich
der Unterzeichnete zuständige Militärbefehlshaber vor.

8 4.
Mit dem Inkrafttreten dieser Bekanntmachung wird

die Bekanntmachung betreffend Arbeitszeit irr Lumpen-
reißereien (Ikä M.  78/1 . 16. K. Ri. A.) vom 15. Januar 1916
aufgehoben.

8 5.
Di:se Bekanntmachung tritt mit dem 25. Januar 1917

in Kraft.

Auf Grund des Gesetzes über den Belagerungszustand
vom 4. 6. 1851 in der Fassung des Gesetzes vom 11. 12. 1915
bestimme ich hiermit für den Befehlsbereich der Festung
Coblenz-Ehrenoreitstein:

8 1.
Nichtmilitärischen Angehörigen feindlicher Staaten wird

verboten, ihnen rechtlich obliegende Arbeitsleistungen ohne
hinreichenden Grund zu verweigern.

8 2.
Darüber , ob die Weigerung hinreichend begründet ist,

entscheiden die Verwaltungsbehörden und zwar in Stadt¬
kreisen die Polizeiverwaltung , in Landkreisen die Landräte.

8 3.
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem

Jahre , bei Vorliegen mildernder Umstände mit Hast oder
Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.

Kommandantur Coblenz Ehrenbreitstein.
Der Kommandant:

gez. v. Luckwald,
Generalleutnant.

Frankfurt (Main ), den 25. Januar 1917.
Stellv . Generalkommando XVill. A.

Coblenz, den 25. Januar 1917.
König ! Kommandantur der Festung

Coblenz -Ehrenbreitstein.
I a 1, 908/1. 17.

Bekanntmachung.
Tie Prüfung über die Befähigung zum Betriebe des

Hufbeschlaggewerbes für das Jahr 1917 findet wie folgt
statt : am 30. Januar , am 23. April , am 26. Juli , am 25.
Oktober.

Meldungen zur Prüfung sind an den Herrn Regierungs¬
und Geheimer Veterinärrat Peters in Wiesbaden, Adelheis¬
straße Nr . 88, welcher der Vorsitzende der Kommission ist,
zu richten. Ter Meldung sind beizufügen:

1. der Geburtsschein,
2. etwaige Zeugnisse über die erlangte technische Ausbil¬

dung.
3. eine Bescheinigung der Ortspolizeibehörde über den

Aufenthalt während der 3 letzten Monate vor der
Meldung,

4. eine Erklärung darüber , ob und bejahendenfalls wann
und wo der sich Meldende schon einmal erfolglos einer
Husschmiedeprüsungsich unterzoaen hat . und wie lange
er nach diesem Zeitpunkte — was durch Zeugnisse nach¬
zuweisen ist - ■berufsmäßig tätig gewesen ist,

5. die Prüftmgsgebühr von 10 Mark nebst 6 Pfg . Post-
bestellaelo.
Bei der Vorladung zum Prüfungstermin wird den In¬

teressenten Zeit und Ort der Prüfung mitgeteilt werden.
■ Die Prüfungsordnung für Hufschmiede ist int Regie¬

rungs -Amtsblatt von 1004 Seite 496/98 und im Frank¬
furter Amtsblatt von 1904 Seite 443 '44 abqed ruckt.

Wiesbaden , den 5. Januar 1917.
Ter Regierungspräsident.

In Vertretung:
d. Gizhcki.

I. 339. Diez,  den 18. Januar 1917.

i

Betau atmaMumq.
Betr . Gewährung einer Abfindungssumme an
Krieg ermilwen im Falle ihrer Wtederverheiratung

Witwen , denen aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges
auf Grund des Militär -Hinterbliebenen -Gesetzcs 07 Kriegs¬
witwengeld gewährt worden ist. kann im Falle ihrer Wieder¬
verheiratung eine einmalige Abfindungssumme bis zur Höhe
von 'Vf des dreifachen Betrages der Kriegsversorgung (§ 20 u
des Mil .-Hint .-Ges. 07), d. h.

bis zu 1000 Mark für die Witwe eines Gemeinen,
bis zu 1250 Mark für die Witwe eines Sergeanten , Unter¬

offiziers usw.,
bis zu 1500 Mark für die Witwe eines Feldwebels, Vize¬

feldwebels usw.,
bis zu 3000 Mark für die Witwe eines Hauvlmanns,

Oberleutnants , Leutnants oder Feldwebelleatnants,
bis zu 4000 Mark für die Witlve eines Stabsoffiziers,
bis zu 5000 Mark für die Witwe eines Generals oder

eines Offiziers in Generalsstellung
für Rechnung des Kapitels 84 a gewährt werden.

Voraussetzung für die Bewilligung ist das Vorhanden¬
sein eines Bedürfnisses.

In der Regel sollen nur solche Witwen berücksichtigt
werden, die das 55. Lebensjahr noch nicht überschritten
haben. ,

Die Bewilligung erfolgt auf Antrag ; sie kann in beson¬
ders gearteten Fällen ausnahmsweise auch für dir rück¬
liegende Zeit erfolgen.

Die Abfindungssumme gilt als Vorschuß für den Fall,
daß später eine gesetzliche Regelung der Angelegenheit mit
rückwirkender Krasr eintretcn sollte. Sre wird nur gewährt,
wenn für eine nützliche Verwendung des Geldes Gewähr be¬
steht. Die Entscheidung hierüber liegt bei der obersten
Militär -Verwaltungsbehörde . Der einer Witlve gemäß 3 11
Abs!. 1 Satz 2 des Kapitalabfindungsgesrtzes vom 3. 7. 1916
bereits belassen? dreifache Betrag des kapitalisierten Ber-
sorgungsteils ist auf die obengenannt ? Abfindungssumme an¬
zurechnen.

Gesuche sind an die Ortspolizeibehörden zu richten, sie
können auch bei dem Kreisausschuß für die Kriegsöeschädig-
ten-Fürsorge in Diez (Landratsamt ) angebracht werden.

Ter Rö « ;sU. Kansrat.
Duderst « dr.

;
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Betr. $aMfd}la(f)tmtQcn.

m ist mir mitgeteilt worden, daß nicht überall mit
dem ans den .Hausschlachtungen gewonnenen Fleisch und
tjett |£arfant mtb hiiushälteLi ĉh, b)ie es die jetzig?. ,3cit
erfordert , umgegangen wird.

.. aehmc daher Veranlassung , allgemein daraus hinzu-
Wersen, das; die Fleischselbstversorgerunter allen Umständen
mit ihren Fleisch mengen während der ganzen amtlich ver-
rechneten Zeit ihrer Selbstversorgung auskommen müssen
und daß sie keinessalls FleischkarLen erhalten , wenn sie ihr
Flersch zu früh verbraucht haben. Auch haben diese Fleisch-
selbstverwrger auf eine Genehmigung einer HaussMachtuna
nicht mehr zu rechnen, da sie ihre Unzuverlässigkeit b>'
wiesen haben.

Die Herren Bürgermeister ersuche ich, dies sogleich in
den Gemeinden bekannt zu geben.

Wer « orfttzenve ve» Krei»auSsch«ffe«
Tuderstadt.

J .-Nr . II . 351. Diez,  den 12. Januar 1917.

»eöatf bei jebent Beliebigen  Lieferer zu decke». Erst Men»
dies nicht möglich fein füllte, können die Bestellungen der
Apotheken unmittelbar bei der Geschäftsstelle des Verbandes
gemacht werden.

Die Bestellungen von Apotheken werden als Staars-
austräge im Sinne der genannten Abmachung, die vor
allen anderen Aufträgen zur Ausführung und Ablieferung
gebracht werden sollen, angesehen. Hierdurch sind dieselben
in die Lage versetzt, der Nachfrage seitens der Kranken¬
anstalten , der Krankenkassen mit Verbandstosfniederlage und
der Medizinalpersonen durch unmittelbare Bestellung bei
der Geschäftsstelle des Verbandes Deutscher Wattefabrikan¬
ten zu entsprechen.

Ich ersuche die Lrtspolizeibehörden des Kreises, die
in Betracht kommenden, in Absatz 4 des mit meiner Ver¬
fügung vom 27. Dezember 1916, I. 9033, Kreisblatt Nr . 228
veröffentlichen Erlasses genannten Stellen , wozu auch die
Vercinslazarette gehören, mit entsprechender Anweisung zu
versehen.

Der K- ni- l.
Duderstadt.

Nn die Herren Bürgermeister
unv Bervanvevorsteher.

Betrifft die Verteilung der einmalige » Ergän-
znngszuschüfle zu den Schulausgaben kür I9 >6 g-müst
8 LZ, vierter « bsatz, Bolksschnlunrerhaltungsg 'setzeS.
. , Die Herren Bürgermeister imb Berbandsvorsteher der¬
jenigen Schulverbände, die im laufenden Rechnungsjahre
außerordentliche Schulausgaben für oie Vertretung erkrank¬
ter,^beurlaubter , zum Kriegsdienst einberufcner oder sonst
behinderter Lehrpersonen, für bauliche Instandsetzungen der
Schulräume , Schulgebäude und Lehrerdienftwohnungcn, für
Anschaffung von Lehr- und Lernmitteln und anderen Gegen¬
ständen der inneren Einrichtung der Schulzimmer , insbe¬
sondere auch für Anschaffung neuer Bänke zu verzeichnen
haben, und dazu Zuschüsse aus dem, dem Kreisausschuß über¬
wiesenen Fonds erwarten , ersuche ich um ausführlichen Be¬
richt über die Höhe der Kosten und welcher Zuschuß zur
Deckung derselben unbedingt erforderlich ist.

Wird für Vertretungskosten Zuschuß beantragt , in
Fällen , wo die Vertretung infolge Einberufung des
Lehrers zum. Kriegsdienst notwendig geworden ist, so ist an¬
zugeben, daß der einberufene Lehrer nicht lediglich zur
Erfüllung seiner aktiven Dienstpflicht einberufen oder frei¬
willig cingetreten ist und seinen Gehalt aus der Gemeinde-
lasse weiter bezieht.

Fehlanzeige  ist nicht erforderlich.
Ter Vorsitzen»- ves KrewausschLffeA.

Duderstxidr

l

MichtKmtttcher Teil.

l . 340. Diez,  den 22. Januar 1917.
Bekanntmachung.

Auf Grund der mit dem Vorstände des Verbandes Deut¬
scher Wattesabrikanten stattgehabten Verhandlungen ist un¬
ter anderem vereinbart woroen, daß der Verkaufspreis der
fertigen Polster - und Spitalwatte , für

Sorte I bunt 2,10 Mk. für 1 Kg.,
Sorte II schwarz 2,30 Mk. für 1 Kg.,
Sorte III weiß 2,75 Mk. für 1 Kg.,
Spitalwatte 2,75 Mk. für 1 Kg.

nicht übersteigen darf.
Weiter haben die Mitglieder des aenannten Verbandes

35 Prozent der ihnen von der Kriegsrohstoff-Abteilung des
Königlichen Kriegsministcriums sreigegebencn Mengen von
Watte zur freien Verfügung zu halten , damit jederzeit Apo-
thekenausträge erfüllt werden können. Den Apotheken steht
es ftei , sich nach Belieben zu versorgen, wie es auch Kranken¬
anstalten , größeren Krankenkassen mit Verbanostoffnieder¬
lage und den Medizinalpersonen überlassen bleibt, ihren

Die deutsche Kultur im Kampf um China.
Die große Kulturbewegung in der asiatischen Bölker-

welt, die durch die Europäer entfacht worden ist, spitzt sich
immer mehr zu einem Ringkampfe der drei Ausprägungen
westlicher Kultur zu, die dort in Frage kommen, das ist die
deutsche, die französische und die enalisch-amerikanische Kul¬
tur . In China,  dem Lande der 400 Millionen Menschen,
handelt es sich eben darum , welcher Geist und Sprache dort
zur Herrschaft kommen wird, wem also die Freundjchaft
dieses großen aussichtsreichen Voltes zufallcn wird . Diesen
geistige» Einjluß aaszuüben , ist die Aufgaoe der Schulen
für Chinesen. Es gab im Jahre 1914 an höheren  Schu¬
len : 1. deutsche 20 mit 1579 Schülern , 2. französische 13
mit 1722 Schülern , 3. englische 28 mit 3664 Schülern,
4. amerikanische 40 mit 46195 Schülern . Schulen von
Engländern und Amerikanern gemeinsam betrieben 6 mit
1955 Schülern . Also ist die Gesamtzahl der die englisch¬
amerikanische Sache vertretenden Schulen : 74 mit 10 238
Schülern . An Volksschulen,  dre alle Missionsschulen
sind, gab es : 1. deutsch- 500 mit 12090 Schülern . Davon
waren 336 mit 7000 Schülern deutsch- katholische  Mis¬
sionsschulen, 164 mit 5000 Schülern deutsch- evange¬
lische  Missionsschulen . An englisch-amerikanischen evan¬
gelischen  Missionsvolksschulen gab es 3500 mit 80000
Schülern . Katholische  Missionsvolksschulen nicht-deut¬
scher Herkunft gab es 6500 mit 110000 Schülern . So ergibt
sich für die Volksschulen: 1. deutsche 500 mit 12000 Schü¬
lern, 2. nicht-deutsche 10000 mit 200 000 Schülern . Wir
haben viel zu arbeiten , um in China für unsere deutsch-
Sprache und Kultur den ehrenvollen Play zu erringen , den
wir wünfchen. Man sieht aber aus obigen Zahlen , wie
hochbedeutsamund wertvoll die Arbeit ist, die oie Mission
in kultureller Hinsicht leistet : Die deutschen  Volks¬
schulen für Chinesen sind sämtlich Missionsschulen und von
den 20 deutschen höheren Schulen sino 7 Missionsschulen.

Es ist dringend zu wünschen, daß die deutsche Missions¬
arbeit in China nach dem Kriege wesentlich verstärkt wird.
Der deutsche Politiker Freiherr von Mackay sagt : „Man
würde dem Oftasiatentum einen hohlen seelenlosen Popanz
Vorhalten, wollte man es in den Lichtkreis abendläudi-
bischer Zivilisation einführen , ohne ihm vre Lichtquelle des
Evangeliums zu zeigen." (China , die Republik der Mitte,
1914, S . 182.) China braucht und will das Christentum.

Aecant» ,rtlich für die Tchriftloitmm Richard Hein, Bar lfm*.
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